Rede des Abg. Richard Drautz, FDP/DVP,

vor dem Landeshauptausschuss

am Samstag, 20. September 2003

Sehr geehrte Damen und Herren,

liebe Parteifreunde,

zunächst möchte ich dem Landesvorstand danken, dass der heutige Landeshauptausschuss das Thema ländlicher Raum und Landwirtschaft behandelt.

Ich halte es für außerordentlich wichtig, dass sich die Landes-FDP programmatisch mit diesem Thema beschäftigt und ich freue mich, dass wir heute Gelegenheit finden, von Herrn Strohmeyer die Position der EU-Agrarpolitik zu hören, ebenso wichtig halte ich die Meinung des Berufsstandes und insbesondere der Wissenschaft, die durch Herrn Professor Großkopf dargelegt wird. 

Gestatten Sie mir einige landespolitische Betrachtungen als agrarpolitischer Sprecher der FDP/DVP-Landtagsfraktion.

Meine Damen und Herren, noch vor wenigen Jahrzehnten hat man den ländlichen Raum mit dem Schlagwort Landflucht belegt. Der ländliche Raum war geprägt von dem so genannten Stadt-Land-Gefälle, was nichts anderes bedeutet hat als gravierende Benachteiligung,

weniger Ausbildung, weniger Einkommen, ja sogar mangelnde Gesundheitsvorsorge. 

Heute stellt der ländliche Raum eine wesentliche Säule der Wirtschaftskraft unseres Landes dar. Es ist erkennbar, dass wirtschaftliche Krisen den ländlichen Raum weniger getroffen haben als die Verdichtungsräume.

Dies liegt nicht zuletzt an den zahlreichen kleinen und mittleren Unternehmen, die sich durch hohe Flexibilität und Reaktionsschnelligkeit auszeichnen. Politik für den ländlichen Raum geht Hand in Hand mit der Politik für den Mittelstand und ist deshalb in erster Linie Wirtschaftspolitik. 

Meine Damen und Herren, der ländliche Raum ist nicht nur Wirtschafts- und Lebensraum für knapp die Hälfte der Bevölkerung unseres Landes, sondern auch ökologischer Ausgleichs- und Erholungsraum. 

Meine Damen und Herren, Ziel unserer Politik muss es sein, den ländlichen Raum langfristig als Lebensmittelpunkt für die Landwirte, als Ort der Nahrungsmittelproduktion, als einzigartige Kulturlandschaft und als Standort für moderne Betriebe mit zukunftsweisenden Arbeitsplätzen zu garantieren. 

Vorrangiges Ziel unserer Politik für den ländlichen Raum ist es, die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu wahren und zu verbessern.

Politik für den ländlichen Raum geht deshalb weit über den landwirtschaftlichen Bereich hinaus.

Politik für den ländlichen Raum wird zu einem immer wichtigeren Instrument, wenn es darum geht, die ländliche Wirtschaft zu stützen, eine nachhaltige Landwirtschaft zu gewährleisten und die Umwelt zu schützen. 

Meine Damen und Herren, wir haben in Baden-Württemberg mit dem Entwicklungsprogramm ländlicher Raum ein Instrument, um zukunftsweisende Perspektiven im ländlichen Raum zu entwickeln. Seit 1995, seit dem Bestehen des ELR wurden über 580 Millionen Euro an Fördermittel bereitgestellt und damit ein Investitionsvolumen von rund 4 Milliarden Euro ausgelöst.

Das ELR ist damit nicht nur ein Strukturprogramm für den ländlichen Raum, sondern ein Konjunkturprogramm für Handel, Handwerk und Gewerbe. 

Die Förderung der Infrastruktur geht Hand in Hand mit unserem Bestreben, unsere heimische Kulturlandschaft zu erhalten und gleichzeitig eine nachhaltige und Umwelt orientierte Landbewirtschaftung zu unterstützen. 

Wir haben in Baden-Württemberg anders als in allen anderen Bundesländern mit unseren Agrarumweltprogrammen, insbesondere dem MEKA-Programm, ökologische Schwerpunkte gesetzt. Ganz entscheidend ist aber hierbei die Tatsache, dass diese Programme nicht zwangsweise verordnet wurden,

sondern ausschließlich auf Freiwilligkeit beruhen und trotzdem – oder gerade deshalb – hervorragend angenommen werden. 

Meine Damen und Herren, ein intakter ländlicher Raum setzt eine intakte Landwirtschaft voraus. Uns ist es wichtig, die Erzeugung hochwertiger Nahrungsmittel zu garantieren. Wir wollen selbstverständlich wollen wir einen umfassenden Tierschutz.

 Die Pflege unserer Kulturlandschaft ist für uns ein wesentlicher Bestandteil moderner Agrarpolitik. Und nicht zuletzt wollen wir einen möglichst effektiven Einsatz der Agrarmittel.

Meine Damen und Herren, die Abkehr der Preisstützungen und Interventionen bei landwirtschaftlichen Produkten ist seit langem Bestreben der FDP auf allen politischen Ebenen.

Unser Leitbild ist eine unternehmerische Landwirtschaft. Doch wer eine unternehmerische Landwirtschaft wünscht, muss auch unternehmerische Perspektiven schaffen. Unsere Landwirtschaft braucht europaweit gleiche Rahmenbedingungen. Auch das ist Teil der Marktwirtschaft und müsste eigentlich selbstverständlich sein.

Unsere Bundesregierung scheint das aber noch nicht begriffen zu haben.

Lassen Sie mich dies an zwei Beispielen festmachen

Während in vielen Teilen Europas die Landwirte steuerfrei Diesel tanken, ist dies bei uns ausgeschlossen und wenn es nach den Grünen geht, sollen Zuschüsse für Agrardiesel ganz gestrichen werden. 

2. Beispiel die Pflanzenschutzrichtlinien. Während europaweit die gleichen Pflanzenschutzmittel eingesetzt werden, sind die gleichen Mittel bei uns nicht zugelassen. Die Äpfel aus Italien liegen auf der Ladentheke und werden hier verzehrt. Wenn aber der deutsche Landwirt den gleichen Apfel mit den gleichen Mitteln herstellt, macht er sich strafbar. Und wir haben den nächsten so genannten Lebensmittelskandal.

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine Agrarpolitik, die unseren Landwirten Chancengleichheit und Perspektiven für die Zukunft gibt. Auch sie müssen eine Entwicklungsmöglichkeit auf ihren Höfen sehen und mehr Spielraum und echte Chancen erhalten. 

Meine Damen und Herren, die FDP geht bundesweit mit ihrer vorgeschlagenen Kulturlandschaftsprämie, weg von der bisherigen Koppelung von Prämien und Produktion. Ich bin dankbar, dass der Bauernverband mit seinen eigenen Vorstellungen inzwischen sehr nahe an diese FDP-Position herangerückt ist. 

Wir sehen darin auch eine Bestätigung unserer Arbeit und, meine Damen und Herren, auch auf EU-Ebene wird es über kurz oder lang so kommen, dass nur noch dort Fördermittel eingesetzt werden für Leistungen, die über das normale Maß hinausgehen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich an dieser Stelle deutlich sagen: Ich halte die baden-württembergische Landwirtschaft für so innovativ und leistungsfähig und unsere Landwirtinnen und Landwirte für so tatkräftig, dass sie auf guten Standorten sich jeder Wettbewerbsbedingung sowohl national als auch international stellen können und sich auch ohne jegliche staatliche Leistungen am Markt behaupten können. Und dies trotz der oftmals höheren Standards im internationalen Vergleich. 

Meine Damen und Herren, wenn wir aber wollen, dass Landwirtschaft auch dort stattfindet, wo es sich nicht mehr rechnet, dann ist der Staat gerufen. 

Wenn wir wollen, dass auch künftig im Odenwald auf den Höhen der Schwäbischen Alb und des Schwarzwaldes die Landschaft offen gehalten wird, wenn wir wollen, dass auch sauere Wiesen gemäht werden, um dort ein Stück Natur aufrecht zu erhalten, das ohne Pflege eben nicht existieren kann, wenn wir wollen,

dass bestimmte Gebiete besonders schonend behandelt werden, weil wir unser Trinkwasser daraus schöpfen, wenn wir in anderen Gebieten aus Naturschutzgründen besondere Nutzungseinschränkungen für sinnvoll halten,

dann, meine lieben Parteifreunde, dann sind das keine Subventionen, die wir an die Landwirte bezahlen, sondern ein gerechter Ausgleich für die Leistungen der Landwirtschaft, die diese für die Allgemeinheit erbringen. 

Und an dieser Stelle rufe ich unserem Landesvorsitzenden und Tourismuspräsidenten Dr. Walter Döring zu: Wo wäre der Tourismus, wo wäre das Bäderland Baden-Württemberg ohne eine funktionierende Land- und Forstwirtschaft?

Und weil Landwirtschaft eben nicht so funktioniert, wie die Produktion von Fahrrädern oder Autoreifen, weil wir als Allgemeinheit eben nicht sagen können,

wenn es in Baden-Württemberg keine Landwirtschaft mehr gibt, dann kaufen wir unsere Kartoffeln in Frankreich, dann ist es nur sinnvoll, Standortnachteile auszugleichen, um eine durchgängige Bewirtschaftung benachteiligter Flächen sicher zu stellen. 

Aus dem gleichen Grund bin ich auch als Liberale davon überzeugt, dass Zahlungen bei Existenz bedrohenden Naturkatastrophen wie dem Sturm „Lothar“ oder jetzt bei den extremen Dürreschäden, trotz der knappen Haushaltskassen, ihre volle Berechtigung haben. 

Meine Damen und Herren, den viel zitierten Strukturwandel kennt die Landwirtschaft seit Generationen – und sie ist immer damit zu recht gekommen und sie wird ihn auch in Zukunft meistern. Was der Landwirtschaft zu schaffen macht und womit sie nicht zu recht kommt, sind die Symptome, unter der sie mehr noch als die allgemeine Wirtschaft zu leiden hat:

Nämlich ein Übermaß an Bürokratie, an Gängelung und vor allem: An gravierenden Wettbewerbsnachteilen gegenüber ihren europäischen Mitbewerbern, weil unsere Bundesregierung meint,

Verträge auf EU-Basis stets mit neuen nationalen Vorschriften toppen zu müssen.

Unsere Wirtschaft braucht endlich weniger Bürokratie und mehr Freiheit. 

Doch anders als z. B. die chemische Industrie kann unsere Landwirtschaft eben ihre Produktion nicht dorthin verlegen, wo sie bessere Rahmenbedingungen vorfindet.

Deshalb müssen wir diese Rahmenbedingungen schaffen. Doch, liebe Parteifreunde, ich bin es leid, dass wir im Landtag von Baden-Württemberg ständig die Fehler der Bundesregierung ausbügeln müssen.

Es ist an der Zeit für einen Wechsel. Für einen Wechsel, damit es mit unserer Wirtschaft und unserer Landwirtschaft endlich wieder aufwärts geht. Für einen Wechsel, der den ländlichen Raum und damit unser gesamtes Land endlich weiter vorwärts bringt. 

Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren.
